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Amtsgericht Fritzlar – Urteil vom 21.09.2023 – Aktenzeichen 8 C 37/23 (10) 

Quelle:  Diskussionsforum Rehabilitations- und Teilhaberecht 

(www.reha-recht.de) 

Zitiervorschlag:  AG Kassel, Urteil vom 21.09.2023 – 8 C 37/23 (10) –, Diskussions

forum Rehabilitations- und Teilhaberecht, Infothek,  

Rechtsprechung, 27.05.2026 

Tenor: 

Die Klage wird abgewiesen. 
Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 
Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Tatbestand: 

1. Die 69-jährige Klägerin ist seit 1983 blind. Ihr wurde am 15.07.2022 im B.-

Krankenhaus operativ ein neues Kniegelenk eingesetzt. Im Anschluss an diese Opera

tion war eine Rehabilitationsmaßnahme ab dem 25.07.2022 in der von der Beklagten 

betriebenen Rehaklinik in B.-Stadt vorgesehen. Bereits vor ihrer Operation hatte die 

Klägerin ein Telefongespräch mit dem Patientenmanagement der Beklagten, worin sie 

Fragen zu ihrem Gesundheitszustand und ihrer Mobilität beantwortet hat. Danach wur

de der Aufenthalt der Klägerin in der Rehaklinik der Beklagten vom Sozialdienst des 

B.-Krankenhauses vorbereitet. Am 25.07.2022 wurde die Klägerin mit einem Kranken

transport nach B.-Stadt in die Rehaklinik gebracht. Die Vorgänge dort sind zwischen 

den Parteien streitig. Nachdem die Beklagte die Aufnahme der Klägerin abgelehnt hat

te, wurde die Klägerin mit einem Krankentransport in das B.-Krankenhaus zurückge

bracht, wo sie anschließend eine Woche verbracht hat, bis sie am 01.08.2022 eine 

Reha-Behandlung in einer anderen Klinik angetreten hat. Der Klägerin sind für die 

Woche im Krankenhaus Kosten von 1.098,00 Euro entstanden. 

2. Deren Erstattung beansprucht die Klägerin, des Weiteren macht sie eine Entschädi

gung von mindestens 3.000,00 Euro wegen einer Diskriminierung aufgrund ihrer 

Blindheit geltend. 

3. Die Klägerin behauptet,  

die Beklagte habe die Rehabilitation aufgrund der Blindheit der Klägerin verweigert. Für 
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die Verweigerung habe es keinen anderen Grund gegeben. Dass die Klägerin so kurz 

nach der Knie-OP nur eingeschränkt mobil sein werde, habe der Beklagten von vorne

herein klar sein müssen, denn der 25.07.2022 sei der erstmögliche Termin für eine 

Reha-Maßnahme gewesen. Eine Woche nach der OP dürften alle Patienten das Bein 

nur teilweise belasten, deshalb habe die Beklagte damit rechnen müssen, dass die 

Klägerin zunächst auf die Nutzung eines Rollstuhls angewiesen sein werde, denn die 

Verwendung von Unterarmgehstützen sei nicht möglich, wenn zugleich ein Langstock 

für Blinde benötigt werde. Die Beklagte habe dementsprechend darauf vorbereitet sein 

müssen, dass für die Klägerin ein zusätzlicher Betreuungsaufwand entstehen werde. 

Die tatsächliche Ursache der Zurückweisung der Klägerin sei deren Blindheit gewe

sen, was sich auch aus der Verordnung einer Krankenbeförderung vom 25.07.2023 

durch die Chefärztin der Beklagten, Frau Dr. F., ersehen lasse, in der die Blindheit her

vorgehoben sei. Die Chefärztin habe die Klägerin insgesamt rüde behandelt und sie 

sogar zu Unrecht als desorientiert bezeichnet. Während einer 2 ½-stündigen Wartezeit 

bis zum Rücktransport habe die Klägerin mehrfach um ein Glas Wasser bitten müssen 

und um Unterstützung beim Gang zur Toilette. 

4. Die Klägerin ist der Ansicht, auf ihr Verhältnis zu der Beklagten sei § 19 Abs. 1 des 

Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) anwendbar, denn auch medizinische 

Behandlungsverträge fielen in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes. Der Klägerin 

stehe infolge ihrer Diskriminierung aufgrund ihrer Blindheit sowohl Schadenersatz auch 

ein Schmerzensgeldanspruch zu. 

5. Die Klägerin beantragt,  

die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin eine Entschädigung wegen einer erlit

tenen Diskriminierung in Höhe von mindestens 3.000,00 Euro und Schadenersatz 

für eine notwendige Ersatzunterbringung in Höhe von 1.098,00 Euro jeweils nebst 

5 % Zinsen über dem Basiszinssatz ab dem 08.08.2022 zu zahlen. 

6. Die Beklagte beantragt 

die Klage abzuweisen. 

7. Die Beklagte behauptet,  

die Aufnahme der Klägerin sei nicht infolge ihrer Blindheit abgelehnt worden, sondern 

infolge des Umstandes, dass die Klägerin am 25.07.2022 nicht den Grad der Mobilität 

und Selbständigkeit erreicht gehabt habe, mit dem sie bei der Beklagten angemeldet 
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worden sei. Es sei angekündigt gewesen, dass die Klägerin in der Lage sei, schnell 

allein zurecht zu kommen, mobil sei unter Verwendung eines Rollators und in der La

ge, die Allgemeinverrichtungen des täglichen Lebens wie Körperpflege, An- und Aus

kleiden und die Mahlzeiten sowie Wege zu den Therapieeinheiten selbständig unter 

Nutzung eines Rollators zurückzulegen. Dem habe der Zustand der Klägerin bei ih

rem Eintreffen am 25.07.2022 nicht entsprochen. Sie habe eine viel umfassendere 

Unterstützung benötigt, z. B. hätte sie im Rollstuhl gefahren werden müssen und 

auch pflegerische Unterstützung bei den Allgemeinverrichtungen des täglichen Le

bens benötigt wie der Körperpflege etc. Dieser zusätzliche Hilfebedarf der Klägerin sei 

der Beklagten vor dem Eintreffen der Klägerin nicht erkennbar gewesen und die Be

klagte habe diesen zusätzlichen Bedarf aufgrund ihrer Personalsituation nicht abde

cken können. Die Ablehnung sei nicht wegen der Erblindung erfolgt, denn die Beklagte 

behandele regelmäßig blinde Patienten und habe für das Patientenmanagement 

deshalb auch eine Checkliste „Blinde und sehbehinderte Patient*innen" entwickelt, 

die das Patientenmanagement auch zur Vorbereitung der Aufnahme der Klägerin 

verwendet habe. Die Angaben, die die Klägerin gemacht habe, seien aus dem An

trag (Blatt 35 bis 37 d.A.) ersichtlich, die ergänzenden Angaben, die der Sozial

dienst des B.-Krankenhauses gemacht habe, aus Blatt 38 bis 42 d.A., die Check

liste „Blinde und sehbehinderte Patient*innen" und die Angaben der Klägerin hier

zu seien aus Blatt 43 bis 46 d.A. ersichtlich. Die Gründe der Ablehnung seien der 

Klägerin durch die Oberärztin der Beklagten in einem ruhigen und höflichen Ge

spräch mitgeteilt worden. Dass der Rücktransport der Beklagten erst nach etwa 2 

½ Stunden habe erfolgen können, habe daran gelegen, dass die Beklagte den 

Rücktransport der Klägerin erst habe organisieren müssen und das habe trotz aller 

Bemühungen der Beklagten so viel Zeit in Anspruch genommen. Der Klägerin sei

en in der Zwischenzeit sowohl Getränke als auch ein Essen angeboten worden, 

was die Klägerin abgelehnt habe. 

Entscheidungsgründe 

8. Die Klage ist unbegründet. Die Klägerin hat gegen die Beklagte weder einen 

Anspruch auf Zahlung von Schmerzensgeld noch auf Zahlung von Schadenersatz 

wegen ihrer abgelehnten Aufnahme zur Reha-Behandlung am 25.07.2022. 

9. Der geltend gemachte Anspruch der Klägerin kann nicht auf § 21 Abs. 2 AGG 

gestützt werden, denn ein Verstoß gegen das zivilrechtliche Benachteiligungsver
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bot kann in der Ablehnung der Klägerin nicht gesehen werden. § 19 Abs. 1 AGG 

legt fest, dass eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder der ethnischen 

Herkunft, wegen des Geschlechts, der Religion, einer Behinderung, des Alters 

oder der sexuellen Identität bei der Begründung, Durchführung und Beendigung 

zivilrechtlicher Schuldverhältnisse, die typischerweise ohne Ansehen der Person 

zu vergleichbaren Bedingungen in einer Vielzahl von Fällen zustande kommen 

(Massengeschäfte) bzw. bei denen das Ansehen der Person nach der Art des 

Schuldverhältnisses eine nachrangige Bedeutung hat und die zu vergleichbaren 

Bedingungen in einer Vielzahl von Fällen zustande kommen (massengeschäfts

ähnlicher Vertrag) oder die eine privat-rechtliche Versicherung zum Gegenstand 

haben, unzulässig ist. 

Die Voraussetzungen dieser Vorschrift sind nicht gegeben, so dass ein Schadens

ersatzanspruch gemäß § 21 AGG ausscheidet. Ein Vertrag über eine Rehabilitati

onsbehandlung, wie er zwischen der Klägerin und der Beklagten vorgesehen war, 

ist weder ein Massengeschäft und noch ein massengeschäftsähnliches Rechtsge

schäft, sondern hängt im Gegenteil im hohen Ausmaß von der Person des zu be

handelnden Patienten ab. 

Die Massengeschäfte oder massengeschäftsähnlichen Verträge, auf die das all

gemeine Gleichbehandlungsgesetz abzielt, sind solche, die typischerweise in 

gleichartiger Weise mit jedem, der interessiert sowie zahlungsfähig und zahlungs

willig ist, abgeschlossen werden. Das ist bei einer Rehabilitationsbehandlung nicht 

der Fall. Wie sehr es gerade auf die Person des Patienten im Hinblick auf seine 

körperliche Verfassung und Leistungsfähigkeit, seine Fähigkeiten und Bedürfnisse 

und die Art seiner Erkrankung ankommt, ergibt sich offensichtlich aus der Vielzahl 

diesbezüglicher Fragen, die die Beklagte der Klägerin und dem Patientenma

nagement der operierenden Klinik gestellt hat, um die Beklagte in die Auswahl der 

zur behandelnden Reha-Patienten überhaupt einzubeziehen. Damit unterscheiden 

sich Rehabilitationsbehandlungen grundlegend von dem Angebot beispielweise 

von Supermärkten, aber auch der Gastronomie, Diskotheken etc., auf deren Leis

tungsspektrum § 19 Abs. 1 Nr. 1 AGG zugeschnitten ist. Diese typischen Fälle be

inhalten den Austausch von Waren bzw. Dienstleistungen gegen Geld, bei denen 

die Person des Kunden in den Hintergrund tritt und kein persönliches Näheverhält

nis zwischen dem Anbieter der Dienstleistung und dem Kunden begründet wird. 
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Die Vielzahl der Fragen, die Krankheiten, physische und psychische Verfassung 

und Leistungsfähigkeit der Patienten betreffen, und die Details, die abgefragt wur

den, machen im Gegenteil deutlich, dass die Art der Erkrankung, eventuelle Ein

schränkungen oder Zusatzbedürfnisse des Patienten aufgrund von Behinderungen 

und damit die Person des Patienten für den Vertragsschluss eine ganz entschei

dende Rolle spielen. Da die Beklagte nur auf dieser Grundlage einschätzen kann, 

ob ihre Behandlungen und ihr Angebot an Therapeuten und Einrichtungen auf die 

Bedürfnisse der potentiellen Patienten zugeschnitten ist, ist die Beklagte auch da

rauf angewiesen, eine Auswahl in Ansehung der Person der potentiellen Vertrags

partner zu treffen, es handelt sich genau um die Art von Verträgen, die durch die 

Formulierung in § 19 Abs. 1 Satz 2 AGG aus dem Anwendungsbereich dieser Vor

schrift ausgenommen werden sollte (vgl. Münchner Kommentar zum BGB, § 2 

AGG, Rz. 23; beck-online Großkommentar§ 19 AGG, Rz. 35; AG Wipperfürth, Ur

teil vom 25.09.2014, 9 C 379/13). 

10. Die Entscheidung über die Aufnahme in eine Reha-Therapie stellt auch kein massen

geschäftsähnliches Rechtsgeschäft im Sinne des § 19 Abs. 1 S. 1 2. Alt. AGG dar, bei 

dem die Person des Geschäftspartners in den Hintergrund tritt, denn derartige Verträge 

kommen auch nicht zu vergleichbaren Bedingungen in einer Vielzahl von Fällen zu

stande. Wie bereits dargestellt, wird die Entscheidung über die Aufnahme in eine 

Reha-Einrichtung davon abhängig gemacht, ob die Art der Erkrankung und die Be

dürfnisse und Fähigkeiten des Patienten mit dem von der Reha-Einrichtung gebo

tenen Therapieprogramm in Einklang steht, die Leistungspflichten der Reha-

Einrichtungen hängen nämlich von diesen Gegebenheiten ab, so dass die Leis

tungspflichten der Reha-Einrichtung je nach der Erkrankung und körperlichen Ver

fassung des Patienten individuell angepasst werden müssen. Es handelt sich nicht 

um leichte Variationen eines grundsätzlich feststehenden Therapieprogrammes, 

das auf jeden Patienten angewendet werden kann und muss, sondern um Thera

piepläne, die für jeden Patienten individuell zu Beginn einer Reha-Behandlung er

stellt werden müssen und - wie bereits oben dargestellt - die Anpassungen der 

Leistungen in Ansehung der Person des Patienten erfordern. 

11. Da weder ein Massengeschäft noch ein massengeschäftsähnliches Rechtsge

schäft vorliegt, ist § 21 Abs. 2 AGG nicht anwendbar, so dass ein Anspruch der 

Klägerin auf Schmerzensgeld oder Schadenersatz wegen der Verletzung des zivil
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rechtlichen Benachteiligungsverbotes ausscheidet. 

12. Andere Anspruchsgrundlagen für das Begehren der Klägerin bestehen nicht, 

insbesondere ist der Beklagten kein Verstoß gegen Nebenpflichten bei der Ver

tragsanbahnung vorzuwerfen. Die Beklagte hatte in der Vorbereitung der Auf

nahme der Klägerin eine Vielzahl von Fragen zur voraussichtlichen Belastbarkeit 

der Klägerin zum Zeitpunkt des Antritts der Anschlussrehabilitation gestellt. Im Vor

feld hatte sie die Auskunft bekommen, die Klägerin werde bei Antritt der Reha-

Behandlung voll belastbar sein und werde keinen besonderen Unterstützungsbe

darf im Bereich der Selbstversorgung haben. Auf ihre Frage, ob besondere Anfor

derungen an die Rehabilitationseinrichtung gestellt werden in Bezug auf eine gra

vierende Hör-, Seh- und Sprechbehinderung, wurde der Beklagten die Auskunft 

erteilt, es werde keine solche besondere Anforderungen gestellt, so dass die Be

klagte auch im Hinblick auf die bekannte Blindheit der Klägerin davon ausgehen 

durfte, dass diese sich innerhalb kurzer Zeit innerhalb der Reha-Einrichtung selb

ständig werde orientieren und bewegen können, was die Klägerin der Beklagten 

auch im telefonischen Vorgespräch angekündigt hatte. Dass diese Voraussetzung 

bei der Anreise der Klägerin, die bereits aufgrund irgendwelcher nicht der Beklag

ten anzulastender Umstände mit einer Verspätung von 4 Tagen gegenüber der 

Ankündigung erfolgt ist, nicht vorlag, ist unstreitig, denn die Klägerin war zu diesem 

Zeitpunkt nicht mobil und bedurfte der Unterstützung beispielsweise beim Toilet

tengang. Auf welche Umstände die Abweichung der Verfassung der Klägerin ge

genüber der Ankündigung zurückzuführen sind, ist nicht vorgetragen, hierauf 

kommt es allerdings auch nicht an, da sie jedenfalls nicht im Verantwortungsbe

reich der Beklagten lagen. Das Nicht-Zustandekommens des Behandlungsvertra

ges ist mithin auch nicht unter dem Gesichtspunkt eines Verschuldens bei der Ver

tragsanbahnung schadenersatzpflichtig. Andere Anspruchsgrundlagen sind nicht 

ersichtlich, so dass die Klage insgesamt abzuweisen ist. 

13. Die Kostenentscheidung wird auf § 91 ZPO gestützt, die Entscheidung über die 

vorläufige Vollstreckbarkeit und Abwendungsbefugnis auf §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO. 
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